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1. Berufungsprozesse (reguläres Verfahren, Ausschreibungsverzicht, Genie-
klausel)  

 

§ 62 HSG1 Berufung von Professorinnen und Professoren 

(1) 1Ist oder wird eine Stelle für Professorinnen oder Professoren (Professur) frei, 
prüft und entscheidet das Präsidium, ob und in welcher fachlichen Ausrichtung die 
Stelle befristet oder unbefristet besetzt werden soll. 2Die betroffenen Fachbereiche 
sind zu hören. 
(2) 1Die Hochschule schreibt die Professur öffentlich und in geeigneten Fällen inter-
national aus. 2In der Ausschreibung sind Art und Umfang der zu erfüllenden Aufgabe 
zu beschreiben; dabei können die Kriterien für die Berufung um Kompetenzen in der 
Anwendungsorientierung erweitert werden. 3Die Ausschreibung wird dem Ministe-
rium rechtzeitig vor ihrer Veröffentlichung angezeigt; das Ministerium kann ihr inner-
halb von zwei Wochen nach Eingang widersprechen. 4Von der Ausschreibung einer 
Professur und der Durchführung des Berufungsverfahrens kann abgesehen werden, 
wenn 
1. eine Professorin oder ein Professor in einem Beamtenverhältnis auf Zeit oder 

einem befristeten Beschäftigungsverhältnis, deren oder dessen bisherige Leis-
tung im Rahmen einer Evaluation positiv bewertet worden ist, auf dieselbe Pro-
fessur bei identischer Vergütung in ein Beamtenverhältnis auf Lebenszeit oder 
in einem unbefristeten Beschäftigungsverhältnis berufen werden soll oder 

2. Dritte eine Professur personengebunden finanzieren und die oder der zu Beru-
fende zuvor ein berufungsähnliches Verfahren durchläuft, in dem Eignung, Be-
fähigung und fachliche Leistung geprüft werden. 

5Von der Ausschreibung einer Professur kann abgesehen und das Berufungsverfah-
ren angemessen vereinfacht werden, wenn 
1. durch das Angebot dieser Stelle der Weggang einer Professorin oder eines Pro-

fessors oder im Einzelfall einer Juniorprofessorin oder eines Juniorprofessors 
verhindert werden kann, die oder der einen nachgewiesenen höherwertigen Ruf 
einer anderen Hochschule erhalten hat, 

2. für die zu besetzende Professur eine besonders qualifizierte Juniorprofessorin 
oder ein besonders qualifizierter Juniorprofessor der eigenen Hochschule, deren 
oder dessen Weggang verhindert werden soll, auf eine Professur in einem Be-
amtenverhältnis auf Lebenszeit oder einem unbefristeten Beschäftigungsver-
hältnis berufen werden soll und vor der Berufung eine durch Satzung der Hoch-
schule geregelte interne und externe Leistungsevaluation mit positiver Leis-
tungsbewertung durchgeführt worden ist, 

3. eine in besonderer Weise qualifizierte Persönlichkeit, deren Verbleib an der 
Hochschule in Hinblick auf die Stärkung der Qualität und Profilbildung im beson-
deren Interesse der Hochschule liegt, von einem unbefristeten oder befristeten 
Amt der Besoldungsgruppe W2 auf ein Amt der Besoldungsgruppe W3 berufen 
werden soll oder 

4. eine in besonders herausragender Weise qualifizierte Persönlichkeit, deren Ge-
winnung im Hinblick auf die Stärkung der Qualität und Profilbildung im besonde-
ren Interesse der Hochschule liegt, für die Besetzung einer mit der Besoldungs-
gruppe W3 bewerteten Professur zur Verfügung steht. 
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6Die Entscheidung über den Verzicht auf die Ausschreibung nach Satz 4 oder 5 trifft 
das Präsidium auf Vorschlag oder nach Anhörung des Fachbereichs und der Gleich-
stellungsbeauftragten. 7Sie bedarf der Zustimmung durch das Ministerium. 8Für das 
Berufungsverfahren nach Satz 5 finden Absatz 4 Satz 3 und 6 sowie Absatz 5 Satz 
1, Satz 2 zweiter Halbsatz, Satz 3 und 4 entsprechende Anwendung. 
(3) 1Zur Vorbereitung des Berufungsvorschlags bildet der Fachbereich im Einverneh-
men mit dem Präsidium einen Berufungsausschuss. 2In dem Berufungsausschuss 
verfügen die Professorinnen und Professoren über die absolute Mehrheit der Sitze 
und Stimmen. 3Dem Ausschuss gehören mindestens an 
1. drei Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer, 
2. eine Angehörige oder ein Angehöriger der Mitgliedergruppe des wissenschaftli-

chen Dienstes und 
3. eine Studierende oder ein Studierender. 
4In dem Berufungsausschuss sollen Frauen zu mindestens 40 Prozent vertreten 
sein, davon mindestens die Hälfte Hochschullehrerinnen. 5Dem Berufungsaus-
schuss können auch Mitglieder anderer Fachbereiche oder Hochschulen des In- und 
Auslands, nach § 35 angegliederter Einrichtungen oder anderer wissenschaftlicher 
Einrichtungen sowie andere Personen, insbesondere eine Expertin oder ein Experte 
aus dem für das Forschungsfeld relevanten gesellschaftlichen Bereich, dem Beru-
fungsausschuss angehören. 6Mindestens eine Hochschullehrerin oder ein Hoch-
schullehrer soll einem anderen Fachbereich oder einer anderen Hochschule ange-
hören. 7Soll die oder der zu Berufende an einer angegliederten Einrichtung tätig sein, 
die für die Professur überwiegend die erforderlichen Mittel zur Verfügung stellt, wird 
der Berufungsausschuss zur Hälfte mit Mitgliedern der Einrichtung besetzt. 8Die Pa-
rität bezieht sich auf die Gesamtzahl der Mitglieder der Berufungskommission. 
(4) 1Der Berufungsausschuss erstellt unter Einholung auswärtiger und mindestens 
zwei vergleichender Gutachten einen Berufungsvorschlag, der drei Namen enthal-
ten soll; bei künstlerischen Professuren an Kunsthochschulen und Fachhochschul-
professuren genügen auswärtige Gutachten. 2Im Falle des Absatzes 2 Satz 5 Num-
mer 2 bis 4 müssen die externen Gutachten zu dem Kriterium „besonders qualifi-
ziert“, „in besonderer Weise qualifiziert“ und „in besonders herausragender Weise 
qualifiziert“ ausdrücklich Stellung nehmen. 3Grundlage des Vorschlags soll auch eine 
studiengangsbezogene Lehrveranstaltung der Bewerberinnen und Bewerber sein. 
4Der Berufungsvorschlag kann mit deren Einwilligung auch die Namen von Personen 
enthalten, die sich nicht beworben haben. 5Mitglieder der eigenen Hochschule dür-
fen nur in begründeten Ausnahmefällen in den Berufungsvorschlag aufgenommen 
werden. 6Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren der eigenen Hochschule kön-
nen in einen Berufungsvorschlag für die Besetzung von Stellen von Professorinnen 
und Professoren nur dann aufgenommen werden, wenn sie nach ihrer Promotion 
die Hochschule gewechselt hatten oder mindestens zwei Jahre außerhalb der beru-
fenden Hochschule wissenschaftlich tätig waren. 7In dem Berufungsvorschlag sind 
die fachliche, pädagogische und persönliche Eignung eingehend und vergleichend 
zu würdigen und die gewählte Reihenfolge zu begründen. 
(5) 1Die Gleichstellungsbeauftragte des Fachbereichs ist in die Beratung des Beru-
fungsausschusses einzubeziehen und zu dem Vorschlag des Berufungsausschus-
ses zu hören; ihre Äußerung ist der Vorschlagsliste beizufügen. 2Die Gleichstellungs-
beauftragte kann verlangen, dass eine von ihr benannte Frau oder ein von ihr be-
nannter Mann aus dem Kreis der Bewerberinnen und Bewerber in die Vorstellung 
und Begutachtung einbezogen wird; sie kann eine Professorin oder Sachverständige 
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als Gutachterin vorschlagen. 3Die Studierenden im Fachbereichskonvent sind zu der 
pädagogischen Eignung der Vorzuschlagenden zu hören; ihre Äußerung ist der Vor-
schlagsliste beizufügen. 4Im Übrigen können die einzelnen stimmberechtigten Mit-
glieder des Berufungsausschusses sowie die Professorinnen und Professoren des 
jeweils betroffenen Fachbereichs ein Sondervotum abgeben, das dem Berufungs-
vorschlag beizufügen ist. 
(6) Für das Verfahren zur Besetzung von Professuren in der klinischen Medizin gel-
ten die Bestimmungen dieses Gesetzes mit folgenden Maßgaben: 
1. einem Berufungsausschuss des Fachbereichs Medizin gehören zwei Mitglieder 

des Vorstands des Klinikums an, die sich vertreten lassen können, sowie eine 
Hochschullehrerin oder ein Hochschullehrer des jeweils anderen medizinischen 
Fachbereichs, 

2. die Präsidentin oder der Präsident beruft die Hochschullehrerin oder den Hoch-
schullehrer auf Vorschlag des Fachbereichskonvents nach Stellungnahme des 
Senats; mit dem Vorstand des Klinikums und der jeweiligen Campusdirektion ist, 
sofern die Hochschullehrerin oder der Hochschullehrer ein klinisches Fach ver-
tritt und gleichzeitig einen Dienstleistungsvertrag mit dem Klinikum abschließen 
soll, Einvernehmen herzustellen. 

(7) [aufgehoben] 
(8) 1Zur Förderung des Zusammenwirkens in Forschung und Lehre zwischen einer 
Hochschule und einer Forschungs- oder Bildungseinrichtung kann auf der Grund-
lage einer Vereinbarung beider Einrichtungen ein gemeinsames Berufungsverfahren 
durchgeführt werden. 2Die Vereinbarung kann vorsehen, dass die Forschungs- oder 
Bildungseinrichtung in bestimmten Berufungsausschüssen der Hochschule vertre-
ten ist. 3Dabei muss gewährleistet sein, dass die Hochschullehrerinnen und Hoch-
schullehrer und die Vertreterinnen und Vertreter der Forschungs- oder Bildungsein-
richtung, die den Hochschullehrerinnen und Hochschullehrern nach Funktion und 
Qualifikation gleichstehen, gemeinsam über die absolute Mehrheit der Sitze des Be-
rufungsausschusses verfügen. 4Absatz 3 gilt entsprechend. 
(8a) 1Personen, die im Rahmen von Absatz 8 von einer Hochschule und einer au-
ßeruniversitären Forschungseinrichtung gemeinsam berufen und von der außeruni-
versitären Forschungseinrichtung eingestellt worden sind, kann die Hochschule die 
Rechte und Pflichten von Mitgliedern nach § 13 Absatz 2 zuerkennen. 2Ein Dienst-
verhältnis mit der Hochschule wird in diesen Fällen nicht begründet. 3Ihnen können 
die sich aus § 60 Absatz 1 Satz 2 bis 5 ergebenden Rechte übertragen werden. 4Sie 
sind verpflichtet, mindestens zwei, bei Fachhochschulen vier Lehrveranstaltungs-
stunden je Semester an der am gemeinsamen Berufungsverfahren beteiligten Hoch-
schule zu lehren. 
(9) 1Die Präsidentin oder der Präsident beruft die Hochschullehrerinnen und Hoch-
schullehrer auf Vorschlag des Fachbereichskonvents nach Stellungnahme des Se-
nats, im Fall des Absatzes 3 Satz 7 im Einvernehmen mit der Leiterin oder dem Leiter 
der angegliederten Einrichtung; die Präsidentin oder der Präsident kann gesonderte 
Gutachten einholen. 2Sie oder er kann eine Professorin oder einen Professor abwei-
chend von der Reihenfolge des Vorschlags des Fachbereichs berufen oder einen 
neuen Vorschlag anfordern, soweit gegen die Vorschläge Bedenken bestehen oder 
die Vorgeschlagenen den an sie ergangenen Ruf ablehnen. 3Ohne Vorschlag des 
Fachbereichs kann sie oder er eine Professorin oder einen Professor berufen, wenn 
1. auch in einer zweiten Vorschlagsliste keine geeignete Person benannt ist oder 
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2. wenn der Fachbereich zehn Monate nach Einrichtung, Zuweisung oder Freiwer-
den der Stelle, bei Freiwerden durch Erreichen der Altersgrenze sechs Monate 
nach dem Freiwerden der Stelle, keinen Vorschlag vorgelegt hat oder der Auf-
forderung zur Vorlage eines Vorschlags bis zum Ablauf von sechs Monaten nicht 
nachgekommen ist. 

(10) 1Bei einer Berufung dürfen Zusagen über die Ausstattung des vorgesehenen 
Aufgabenbereichs mit Personal- und Sachmitteln nur befristet für fünf Jahre und im 
Rahmen bereitstehender Finanzmittel erteilt werden. 2Die Zusagen können mit der 
Verpflichtung verbunden werden, dass die Professorin oder der Professor für eine 
angemessene, im Einzelnen zu bestimmende Zeit an der Hochschule bleiben wird. 
3Für den Fall eines von der Professorin oder von dem Professor zu vertretenden 
vorzeitigen Ausscheidens aus der Hochschule kann eine vollständige oder teilweise 
Erstattung der Mittel vereinbart werden. 4Die Erstattung setzt voraus, dass nach dem 
Ausscheiden der Professorin oder des Professors eine anderweitige Nutzung oder 
Verwertung dieser Mittel nicht oder nur mit wirtschaftlichem Verlust möglich ist. 5Die 
Zusagen stehen unter dem Vorbehalt struktureller Entscheidungen der Hochschule, 
der Evaluierung sowie der Entwicklung der zur Verfügung stehenden Finanzmittel. 
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2. Voraussetzungen für die Berufung in das Professor:innenverhältnis 
 

a) Juniorprofessur  

 

§ 64 HSG Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren 
(1) Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren haben die Aufgabe, sich durch die 
selbständige Wahrnehmung der ihrer Hochschule obliegenden Aufgaben in Wissen-
schaft, Forschung und Lehre sowie Weiterbildung für die Berufung auf eine Profes-
sur an einer Universität oder gleichgestellten Hochschule zu qualifizieren. 
(2) 1Einstellungsvoraussetzungen für Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren 
sind neben den allgemeinen dienstlichen Voraussetzungen 
1. ein zum Zugang für die Laufbahn der Laufbahngruppe 2, zweites Einstiegsamt 

berechtigendes abgeschlossenes Hochschulstudium, 
2. pädagogische und didaktische Eignung, die durch eine entsprechende Vorbil-

dung nachgewiesen oder ausnahmsweise im Berufungsverfahren festgestellt 
wird, 

3. besondere Befähigung zu wissenschaftlicher Arbeit, die in der Regel durch die 
herausragende Qualität einer Promotion nachgewiesen wird. 

2Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren mit ärztlichen oder zahnärztlichen Auf-
gaben sollen zusätzlich die Anerkennung als Facharzt oder, soweit diese in dem 
jeweiligen Gebiet nicht vorgesehen ist, eine ärztliche Tätigkeit von mindestens fünf 
Jahren nach Erhalt der Approbation, Bestallung oder Erlaubnis der Berufsausübung 
nachweisen. 3Bei Juniorprofessorinnen oder Juniorprofessoren mit erziehungswis-
senschaftlichen oder fachdidaktischen Aufgaben in der Lehrerbildung gilt § 61 Ab-
satz 3 entsprechend. 
(3) 1Sofern nach der Promotion eine Beschäftigung als wissenschaftliche Mitarbei-
terin oder wissenschaftlicher Mitarbeiter aufgenommen wurde, sollen Promotions- 
und Beschäftigungsphase nach der Promotion bis zum Zeitpunkt der Bewerbung auf 
eine Juniorprofessur zusammen nicht mehr als sieben Jahre, im Bereich der Medizin 
nicht mehr als neun Jahre betragen haben. 2Verlängerungen nach § 2 Absatz 5 Satz 
1 Nummern 1 und 3 bis 5 des Wissenschaftszeitvertragsgesetzes vom 12. April 2007 
(BGBl. I S. 506), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 25. Mai 2020 
(BGBl. I S. 1073), bleiben hierbei außer Betracht. 3§ 2 Absatz 3 Satz 1 WissZeitVG 
gilt entsprechend. 
(4) 1Die Stellen für Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren sind öffentlich aus-
zuschreiben. 2Die Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren werden von der Prä-
sidentin oder dem Präsidenten auf Vorschlag des Fachbereichs berufen. 3§ 62 Ab-
satz 1 bis 5 und 8, 9 und 10 gilt entsprechend. 
(5) 1Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren werden in der ersten Phase der 
Juniorprofessur für die Dauer von bis zu vier Jahren zu Beamtinnen und Beamten 
auf Zeit ernannt. 2Das Beamtenverhältnis einer Juniorprofessorin oder eines Junior-
professors soll mit ihrer oder seiner Zustimmung vor dem Ablauf der ersten Phase 
bis zu einer Gesamtdauer von sechs Jahren verlängert werden, wenn sie oder er 
sich als Hochschullehrerin oder Hochschullehrer bewährt hat. 3Dies ist durch eine 
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Evaluation der Leistung in Lehre und Forschung sowie auf der Grundlage von Gut-
achten festzustellen, die von Professorinnen und Professoren des betreffenden Fa-
ches oder fachnaher Professorinnen oder Professoren an anderen Hochschulen ein-
geholt werden. 4Anderenfalls kann das Beamtenverhältnis mit Zustimmung der Ju-
niorprofessorin oder des Juniorprofessors um bis zu einem Jahr verlängert werden. 
5In besonderen Ausnahmefällen ist eine Verlängerung abweichend von Satz 4 um 
ein weiteres Jahr zulässig. 6Über die Verlängerung des Beamtenverhältnisses ent-
scheidet die Präsidentin oder der Präsident auf Vorschlag des Fachbereichs. 7Un-
abhängig von den Sätzen 2 bis 5 ist eine Verlängerung auch zulässig 
1. in den Fällen des § 117 Absatz 5 Landesbeamtengesetz oder 
2. für Schwerbehinderte, ihnen Gleichgestellte oder bei einer länger als drei Mo-

nate andauernden Erkrankung auf Antrag, soweit eine Nichtverlängerung eine 
unzumutbare Härte bedeuten würde. 

8Ergänzend zu Satz 7 Nummer 1 soll das Beamtenverhältnis auf Zeit von Juniorpro-
fessorinnen und Juniorprofessoren auf Antrag der Beamtin oder des Beamten bei 
Betreuung eines oder mehrerer Kinder unter 18 Jahren um bis zu zwei Jahre je be-
treutem Kind verlängert werden, längstens jedoch um vier Jahre, soweit dienstliche 
Gründe nicht entgegenstehen und die Verlängerung notwendig ist zur Erreichung 
der wissenschaftlichen Qualifikation. 9Die Sätze 7 und 8 gelten auch für eine erneute 
Einstellung als Juniorprofessorin oder Juniorprofessor. 10In den Fällen des Satzes 7 
Nummer 2 darf die Verlängerung insgesamt die Dauer von einem Jahr nicht über-
schreiten. 11Wird eine Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter des Landes mit Zustimmung 
ihres oder seines Dienstherrn zur Juniorprofessorin oder zum Juniorprofessor er-
nannt, ist sie oder er für die Dauer des Dienstverhältnisses als Juniorprofessorin 
oder Juniorprofessor unter Fortfall der Dienstbezüge zu beurlauben; im Falle eines 
vorherigen privatrechtlichen Dienstverhältnisses ist ihr oder ihm Sonderurlaub ohne 
Fortzahlung der Bezüge zu gewähren. 12§ 9 Absatz 5 des Landesbeamtengesetzes 
findet keine Anwendung, sofern die oder der Beschäftigte einen Antrag auf Beurlau-
bung aus ihrem oder seinem privatrechtlichen Dienstverhältnis gestellt hat. 
(6) 1Mit der Berufung in das Beamtenverhältnis ist das Recht verbunden, die Be-
zeichnung „Professorin“ oder „Professor“ als akademische Bezeichnung zu führen. 
2Mit dem Ausscheiden aus dem Dienstverhältnis endet diese Berechtigung. 
(7) 1Für Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren kann auch ein befristetes pri-
vatrechtliches Dienstverhältnis begründet werden. 2In diesem Fall gelten die Ab-
sätze 1 bis 6 entsprechend. 

b) Professur 

 

§ 61 HSG Einstellungsvoraussetzungen für Professorinnen und Professoren 
(1) Einstellungsvoraussetzungen für Professorinnen und Professoren sind neben 
den allgemeinen beamtenrechtlichen Voraussetzungen mindestens 
1. ein zum Zugang für die Laufbahn der Laufbahngruppe 2, zweites Einstiegsamt 

berechtigendes abgeschlossenes Hochschulstudium, 
2. pädagogische und didaktische Eignung, 
3. besondere Befähigung zu wissenschaftlicher Arbeit, die in der Regel durch die 

gute Qualität einer Promotion nachgewiesen wird, 
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4. in der Regel der Nachweis einer mindestens zweijährigen wissenschaftlichen 
Tätigkeit an einer anderen, als der berufenden Hochschule oder an einer außer-
universitären Forschungseinrichtung und 

5. darüber hinaus je nach Anforderungen der Stelle 
a) zusätzliche wissenschaftliche Leistungen, 
b) zusätzliche künstlerische Leistungen oder 
c) besondere Leistungen bei der Anwendung oder Entwicklung wissenschaftli-

cher Erkenntnisse und Methoden in einer mindestens fünfjährigen berufli-
chen Praxis, von der mindestens drei Jahre außerhalb des Hochschulbe-
reichs ausgeübt worden sein müssen. 

(2) 1Die zusätzlichen wissenschaftlichen Leistungen nach Absatz 1 Nummer 5 Buch-
stabe a werden im Rahmen einer Juniorprofessur oder durch eine Habilitation oder 
gleichwertige wissenschaftliche Leistungen, die auch außerhalb des Hochschulbe-
reichs erbracht sein können, nachgewiesen. 2Bei Professorinnen und Professoren 
mit ärztlichen oder zahnärztlichen Aufgaben ist zusätzlich die Anerkennung als Fach-
ärztin oder Facharzt nachzuweisen, soweit für das betreffende Fachgebiet im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes eine entsprechende Qualifizierung vorgesehen ist. 
(3) Auf eine Professur, deren Funktionsbeschreibung die Wahrnehmung erziehungs-
wissenschaftlicher oder fachdidaktischer Aufgaben in der Lehrerbildung vorsieht, 
soll nur berufen werden, wer zusätzlich eine dreijährige schulpraktische oder geeig-
nete pädagogische Erfahrung oder eine den Aufgaben entsprechende Erfahrung in 
der empirischen Forschung nachweist. 
(4) 1Professorinnen und Professoren an Fachhochschulen müssen die Vorausset-
zungen nach Absatz 1 Nummer 5 Buchstabe c erfüllen; Absatz 1 Nummer 4 findet 
für Professorinnen und Professoren an Fachhochschulen keine Anwendung. 2In be-
sonders begründeten Ausnahmefällen können auch Professorinnen und Professo-
ren eingestellt werden, wenn sie die Voraussetzungen nach Absatz 1 Nummer 5 
Buchstabe a erfüllen. 
(5) Soweit es der Eigenart des Faches und den Anforderungen der Stelle entspricht, 
können abweichend von Absatz 1 Nummer 1 bis 5 und den Absätzen 2 und 3 an 
künstlerischen Hochschulen sowie an Fachhochschulen mit Zustimmung des Minis-
teriums Professorinnen und Professoren eingestellt werden, die hervorragende fach-
bezogene Leistungen in der Praxis sowie pädagogische und didaktische Eignung 
nachweisen. 
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3. Sonderfall: Regelungen zu Tenure Track  
 

§ 62a HSG Tenure-Track-Professur 
(1) 1Die Universitäten können Juniorprofessuren und befristete W2-Professuren als 
Professuren mit Tenure-Track ausschreiben. 2Tenure-Track-Professorinnen und 
Tenure-Track-Professoren sind Professorinnen und Professoren, deren Berufung 
mit der Zusage einer späteren Berufung ohne erneute Ausschreibung auf eine un-
befristete Professur vergleichbarer Denomination in einer höheren Besoldungs-
gruppe im Falle der Bewährung verbunden ist. 3Vor der Berufung auf die unbefristete 
Professur muss eine interne und externe Evaluation mit positiver Leistungsbewer-
tung durchgeführt worden sein. 4Die Hochschule regelt durch Satzung die wesentli-
chen Kriterien für die Evaluation insbesondere in Forschung und Lehre, das Verfah-
ren der Leistungsbewertung und die an der Evaluation zu beteiligenden Gremien. 
5Für die Zusammensetzung des Evaluationsgremiums gelten die Bestimmungen 
über Berufungsausschüsse. 6Die Kriterien für die Leistungsevaluation müssen zum 
Zeitpunkt der Rufannahme auf die Juniorprofessur oder die befristete W2-Professur 
feststehen. 
(2) Auf eine Tenure-Track-Professur können Bewerberinnen und Bewerber der eige-
nen Hochschule nur berufen werden, wenn sie nach der Promotion die Hochschule 
gewechselt haben oder mindestens zwei Jahre außerhalb der berufenden Hoch-
schule wissenschaftlich tätig waren. 
(3) § 62 Absatz 1, Absatz 2 Satz 1 bis 3, Absatz 3, Absatz 4 Satz 1 und Satz 3 bis 7, 
Absatz 5 bis 10 findet Anwendung. 
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4. Beschäftigungsstatus/Möglichkeit zur Verbeamtung/Angestelltenverhält-
nis/Besoldung  

 

a) Beschäftigungsstatus/Möglichkeit zur Verbeamtung/Angestelltenverhält-
nis 

 

§ 63 HSG Dienstrechtliche Stellung der Professorinnen und Professoren 
(1) 1Die Professorinnen und Professoren werden, soweit sie in das Beamtenverhält-
nis berufen werden, zu Beamtinnen und Beamten auf Zeit oder auf Lebenszeit er-
nannt. 2Vor der ersten Berufung einer Bewerberin oder eines Bewerbers in ein Pro-
fessorenamt auf Lebenszeit kann das Dienstverhältnis zunächst auf zwei Jahre be-
fristet werden. 3Eine Übernahme in ein Beamtenverhältnis auf Lebenszeit erfolgt, 
wenn nach Ablauf dieser Zeit der Fachbereichskonvent seine entsprechende Zu-
stimmung erteilt. 4Die Übernahme in ein Beamtenverhältnis auf Lebenszeit kann in 
den Fällen, in denen ein besonderes dienstliches Interesse besteht, mit Zustimmung 
des Ministeriums auch bei Überschreiten der Altersgrenzen gemäß § 48 der Lan-
deshaushaltsordnung erfolgen. 5Ein besonderes dienstliches Interesse liegt vor, 
wenn die einzustellende Bewerberin oder der einzustellende Bewerber besonders 
herausragend geeignet ist und einem gegenüber der oder dem auf der Berufungs-
liste Nächstplatzierten einen herausragenden Eignungsvorsprung aufweist oder an-
dere Bewerberinnen und Bewerber in die Berufungsliste nicht aufgenommen worden 
sind. 
(2) 1Ein privatrechtliches Dienstverhältnis kann befristet oder unbefristet begründet 
werden. 2Für befristete privatrechtliche Dienstverhältnisse gilt § 117 Absatz 5 und 6 
des Landesbeamtengesetzes entsprechend. 3Professorinnen und Professoren, die 
zugleich eine Funktion im Klinikum nach § 90 Absatz 5 innehaben sollen, sollen die 
Professur auf der Grundlage eines privatrechtlichen Dienstverhältnisses erhalten. 
(3) 1Mit der Berufung in das Beamtenverhältnis oder der Begründung eines privat-
rechtlichen Dienstverhältnisses ist zugleich die akademische Bezeichnung „Profes-
sorin“ oder „Professor“ verliehen. 2Die Professorin oder der Professor darf diese Be-
zeichnung nach dem Ausscheiden aus einem Dienstverhältnis als Professorin oder 
Professor ohne Zusatz weiterführen; im Falle eines Ausscheidens vor Erreichen der 
Altersgrenze gilt dies nur nach einer mindestens fünfjährigen Tätigkeit als Professo-
rin oder Professor. 3Die Weiterführung der Bezeichnung kann von dem Präsidium 
nach Anhörung des Senats aus Gründen untersagt werden, die bei einer Beamtin 
oder einem Beamten zur Entfernung aus dem Beamtenverhältnis führen. 
 
§ 64 HSG Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren 
(1) Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren haben die Aufgabe, sich durch die 
selbständige Wahrnehmung der ihrer Hochschule obliegenden Aufgaben in Wissen-
schaft, Forschung und Lehre sowie Weiterbildung für die Berufung auf eine Profes-
sur an einer Universität oder gleichgestellten Hochschule zu qualifizieren. 
(2) 1Einstellungsvoraussetzungen für Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren 
sind neben den allgemeinen dienstlichen Voraussetzungen 
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1. ein zum Zugang für die Laufbahn der Laufbahngruppe 2, zweites Einstiegsamt 
berechtigendes abgeschlossenes Hochschulstudium, 

2. pädagogische und didaktische Eignung, die durch eine entsprechende Vorbil-
dung nachgewiesen oder ausnahmsweise im Berufungsverfahren festgestellt 
wird, 

3. besondere Befähigung zu wissenschaftlicher Arbeit, die in der Regel durch die 
herausragende Qualität einer Promotion nachgewiesen wird. 

2Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren mit ärztlichen oder zahnärztlichen Auf-
gaben sollen zusätzlich die Anerkennung als Facharzt oder, soweit diese in dem 
jeweiligen Gebiet nicht vorgesehen ist, eine ärztliche Tätigkeit von mindestens fünf 
Jahren nach Erhalt der Approbation, Bestallung oder Erlaubnis der Berufsausübung 
nachweisen. 3Bei Juniorprofessorinnen oder Juniorprofessoren mit erziehungswis-
senschaftlichen oder fachdidaktischen Aufgaben in der Lehrerbildung gilt § 61 Ab-
satz 3 entsprechend. 
(3) 1Sofern nach der Promotion eine Beschäftigung als wissenschaftliche Mitarbei-
terin oder wissenschaftlicher Mitarbeiter aufgenommen wurde, sollen Promotions- 
und Beschäftigungsphase nach der Promotion bis zum Zeitpunkt der Bewerbung auf 
eine Juniorprofessur zusammen nicht mehr als sieben Jahre, im Bereich der Medizin 
nicht mehr als neun Jahre betragen haben. 2Verlängerungen nach § 2 Absatz 5 Satz 
1 Nummern 1 und 3 bis 5 des Wissenschaftszeitvertragsgesetzes vom 12. April 2007 
(BGBl. I S. 506), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 25. Mai 2020 
(BGBl. I S. 1073), bleiben hierbei außer Betracht. 3§ 2 Absatz 3 Satz 1 WissZeitVG 
gilt entsprechend. 
(4) 1Die Stellen für Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren sind öffentlich aus-
zuschreiben. 2Die Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren werden von der Prä-
sidentin oder dem Präsidenten auf Vorschlag des Fachbereichs berufen. 3§ 62 Ab-
satz 1 bis 5 und 8, 9 und 10 gilt entsprechend. 
(5) 1Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren werden in der ersten Phase der 
Juniorprofessur für die Dauer von bis zu vier Jahren zu Beamtinnen und Beamten 
auf Zeit ernannt. 2Das Beamtenverhältnis einer Juniorprofessorin oder eines Junior-
professors soll mit ihrer oder seiner Zustimmung vor dem Ablauf der ersten Phase 
bis zu einer Gesamtdauer von sechs Jahren verlängert werden, wenn sie oder er 
sich als Hochschullehrerin oder Hochschullehrer bewährt hat. 3Dies ist durch eine 
Evaluation der Leistung in Lehre und Forschung sowie auf der Grundlage von Gut-
achten festzustellen, die von Professorinnen und Professoren des betreffenden Fa-
ches oder fachnaher Professorinnen oder Professoren an anderen Hochschulen ein-
geholt werden. 4Anderenfalls kann das Beamtenverhältnis mit Zustimmung der Ju-
niorprofessorin oder des Juniorprofessors um bis zu einem Jahr verlängert werden. 
5In besonderen Ausnahmefällen ist eine Verlängerung abweichend von Satz 4 um 
ein weiteres Jahr zulässig. 6Über die Verlängerung des Beamtenverhältnisses ent-
scheidet die Präsidentin oder der Präsident auf Vorschlag des Fachbereichs. 7Un-
abhängig von den Sätzen 2 bis 5 ist eine Verlängerung auch zulässig 
1. in den Fällen des § 117 Absatz 5 Landesbeamtengesetz oder 
2. für Schwerbehinderte, ihnen Gleichgestellte oder bei einer länger als drei Mo-

nate andauernden Erkrankung auf Antrag, soweit eine Nichtverlängerung eine 
unzumutbare Härte bedeuten würde. 

8Ergänzend zu Satz 7 Nummer 1 soll das Beamtenverhältnis auf Zeit von Juniorpro-
fessorinnen und Juniorprofessoren auf Antrag der Beamtin oder des Beamten bei 
Betreuung eines oder mehrerer Kinder unter 18 Jahren um bis zu zwei Jahre je 
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betreutem Kind verlängert werden, längstens jedoch um vier Jahre, soweit dienstli-
che Gründe nicht entgegenstehen und die Verlängerung notwendig ist zur Errei-
chung der wissenschaftlichen Qualifikation. 9Die Sätze 7 und 8 gelten auch für eine 
erneute Einstellung als Juniorprofessorin oder Juniorprofessor. 10In den Fällen des 
Satzes 7 Nummer 2 darf die Verlängerung insgesamt die Dauer von einem Jahr nicht 
überschreiten. 11Wird eine Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter des Landes mit Zustim-
mung ihres oder seines Dienstherrn zur Juniorprofessorin oder zum Juniorprofessor 
ernannt, ist sie oder er für die Dauer des Dienstverhältnisses als Juniorprofessorin 
oder Juniorprofessor unter Fortfall der Dienstbezüge zu beurlauben; im Falle eines 
vorherigen privatrechtlichen Dienstverhältnisses ist ihr oder ihm Sonderurlaub ohne 
Fortzahlung der Bezüge zu gewähren. 12§ 9 Absatz 5 des Landesbeamtengesetzes 
findet keine Anwendung, sofern die oder der Beschäftigte einen Antrag auf Beurlau-
bung aus ihrem oder seinem privatrechtlichen Dienstverhältnis gestellt hat. 
(6) 1Mit der Berufung in das Beamtenverhältnis ist das Recht verbunden, die Be-
zeichnung „Professorin“ oder „Professor“ als akademische Bezeichnung zu führen. 
2Mit dem Ausscheiden aus dem Dienstverhältnis endet diese Berechtigung. 
(7) 1Für Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren kann auch ein befristetes pri-
vatrechtliches Dienstverhältnis begründet werden. 2In diesem Fall gelten die Ab-
sätze 1 bis 6 entsprechend. 
 
§ 116 LBG2 Allgemeines 
Die Vorschriften für Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer nach diesem Ab-
schnitt gelten nur für die als Lehrerinnen und Lehrer an Hochschulen ernannten Pro-
fessorinnen und Professoren und Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren. 
 
§ 117 LBG Rechtsstellung 
(1) Einer Ernennung im Sinne des § 8 BeamtStG bedarf es auch, wenn die Dienst-
zeit der Hochschullehrerinnen oder Hochschullehrer sowie wissenschaftlichen und 
künstlerischen Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter im Beamtenverhältnis auf Zeit ver-
längert werden soll. 
(2) 1Die Vorschriften dieses Gesetzes über die Laufbahnen und den einstweiligen 
Ruhestand sowie § 59 Absatz 1 bis 3 sind auf Hochschullehrerinnen und Hochschul-
lehrer nicht anzuwenden; ein Eintritt von zu Beamtinnen oder Beamten auf Zeit er-
nannten Hochschullehrerinnen und Hochschullehrern in den Ruhestand mit Ablauf 
der Dienstzeit ist ausgeschlossen. 2Die Vorschriften dieses Gesetzes über die Ar-
beitszeit mit Ausnahme der §§ 61 bis 65 sind auf Hochschullehrerinnen und Hoch-
schullehrer nicht anzuwenden. 3Erfordert der Aufgabenbereich einer Hochschulein-
richtung eine regelmäßige oder planmäßige Anwesenheit, können diese Vorschriften 
im Einzelfall für anwendbar erklärt werden; die Vorschriften über den Verlust der Be-
züge wegen nicht genehmigtem schuldhaften Fernbleibens vom Dienst sind anzu-
wenden. 
(3) § 61 BeamtStG gilt für landesinterne Versetzungen oder Abordnungen entspre-
chend. 
(4) Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer haben ihren Erholungsurlaub in der 
unterrichtsfreien Zeit zu nehmen. 
(5) 1Soweit Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer Beamtinnen oder Beamte 
auf Zeit sind, ist das Dienstverhältnis, sofern dienstliche Gründe nicht entgegenste-
hen, auf Antrag der Beamtin oder des Beamten aus den in Satz 2 genannten Grün-
den zu verlängern. 2Gründe für eine Verlängerung sind: 
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1. Beurlaubung nach § 62 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und § 64, 
2. Beurlaubung nach § 69 Abs. 2 Nr. 2, 
3. Beurlaubung für eine wissenschaftliche oder künstlerische Tätigkeit oder eine 

außerhalb des Hochschulbereichs oder im Ausland durchgeführte wissenschaft-
liche, künstlerische oder berufliche Aus-, Fort- oder Weiterbildung nach § 18 der 
Sonderurlaubsverordnung vom 9. Dezember 2008 (GVOBl. Schl.-H. S. 836), 
geändert durch Artikel 22 des Gesetzes vom 26. März 2009 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 136), 

4. a) Wehrdienst 
b) Zeiten von ehemaligen Soldatinnen und Soldaten nach § 8a des Soldatenver-
sorgungsgesetzes, 
c) Zivildienst oder Bundesfreiwilligendienst, 
d) Entwicklungsdienst, 
e) Freiwilliges soziales oder freiwilliges ökologisches Jahr nach dem Jugendfrei-
willigendienstegesetz, 

5. Inanspruchnahme von Elternzeit nach der Elternzeitverordnung vom 18. De-
zember 2001 (GVOBl. Schl.-H. 2002 S. 6), zuletzt geändert durch Artikel 23 des 
Gesetzes vom 26. März 2009 (GVOBl. Schl.-H. S. 136), oder Beschäftigungs-
verbot nach §§ 1, 2, 3 und 8 der Mutterschutzverordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23. Dezember 1992 (GVOBl. Schl.-H. S. 24), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 24 des Gesetzes vom 26. März 2009 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 137), in dem Umfang, in dem eine Erwerbstätigkeit nicht erfolgt ist, 

6. Beurlaubung nach § 27 Abs. 2 Satz 3 des Hochschulgesetzes vom 28. Februar 
2007 (GVOBl. Schl.-H. S. 184), zuletzt geändert durch Artikel 8 des Gesetzes 
vom 26. März 2009 (GVOBl. Schl.-H. S. 132). 

3Satz 1 gilt entsprechend im Falle einer 
1. Teilzeitbeschäftigung, 
2. Ermäßigung der Arbeitszeit nach § 69 Abs. 2 Nr. 1 oder 
3. Freistellung zur Wahrnehmung von Aufgaben in einer Personal- oder Schwer-

behindertenvertretung oder als Gleichstellungsbeauftragte, 
wenn die Ermäßigung mindestens ein Fünftel der regelmäßigen Arbeitszeit betrug. 
4Eine Verlängerung darf den Umfang der Beurlaubung, Freistellung oder der Ermä-
ßigung der Arbeitszeit und in den Fällen des Satzes 2 Nr. 1 bis 3 und 6 und des 
Satzes 3 die Dauer von jeweils zwei Jahren nicht überschreiten. 5Mehrere Verlän-
gerungen nach Satz 2 Nr. 1 bis 3 und 6 und Satz 3 dürfen insgesamt die Dauer von 
drei Jahren nicht überschreiten. 6Verlängerungen nach Satz 2 Nr. 5 dürfen, auch 
wenn sie mit anderen Verlängerungen zusammentreffen, insgesamt vier Jahre nicht 
überschreiten. 
(6) Die zu Beamtinnen und Beamten auf Zeit ernannten Hochschullehrerinnen und 
Hochschullehrer gelten mit dem Ablauf ihrer Dienstzeit als entlassen. 
 
§ 118 LBG Professorinnen und Professoren 
(1) Die Professorinnen und Professoren werden, soweit sie in das Beamtenverhält-
nis berufen werden, zu Beamtinnen und Beamten auf Zeit für höchstens sechs Jahre 
oder auf Lebenszeit ernannt. 
(2) 1Eine weitere Berufung in ein Beamtenverhältnis auf Zeit ist möglich, wenn 
1.die Gesamtdauer der befristeten Amtszeit zehn Jahre nicht überschreitet und 
2.die Professorin oder der Professor vor Ablauf der letzten Amtszeit das 52. Lebens-
jahr noch nicht vollendet haben wird. 
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2§ 117 Abs. 5 gilt entsprechend. 
(3) 1Abweichend von § 35 Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 kann der Eintritt in den Ruhe-
stand auf Antrag der Professorin oder des Professors hinausgeschoben werden, 
wenn es im dienstlichen Interesse liegt. 2Den Antrag kann die Professorin oder der 
Professor nur bis spätestens 18 Monate vor Ablauf des letzten Monats des Semes-
ters oder Trimesters, in welchem die Altersgrenze erreicht wird, stellen. 
 
§ 119 LBG Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren 
1Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren werden, soweit sie in das Beamten-
verhältnis berufen werden, für die Dauer von bis zu vier Jahren zu Beamtinnen und 
Beamten auf Zeit ernannt. 2Eine Verlängerung des Beamtenverhältnisses auf Zeit 
ist unter den Voraussetzungen des § 64 Absatz 5 des Hochschulgesetzes zulässig. 
3Eine weitere Verlängerung ist nicht zulässig; dies gilt auch für eine erneute Einstel-
lung als Juniorprofessorin oder Juniorprofessor. 
 
§ 7 BeamtStG3 Voraussetzungen des Beamtenverhältnisses 
(1) 1In das Beamtenverhältnis darf nur berufen werden, wer 
1. 1. Deutsche oder Deutscher im Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundge-

setzes ist oder die Staatsangehörigkeit 
a) eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union oder 
b) eines anderen Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen 

Wirtschaftsraum oder 
c) eines Drittstaates, dem die Bundesrepublik Deutschland und die Europäi-

sche Union vertraglich einen entsprechenden Anspruch auf Anerkennung 
von Berufsqualifikationen eingeräumt haben, 

besitzt, 
2. die Gewähr dafür bietet, jederzeit für die freiheitliche demokratische Grundord-

nung im Sinne des Grundgesetzes einzutreten, und 
3. die nach Landesrecht vorgeschriebene Befähigung besitzt. 
2In das Beamtenverhältnis darf nicht berufen werden, wer unveränderliche Merkmale 
des Erscheinungsbilds aufweist, die mit der Erfüllung der Pflichten nach § 34 Absatz 
2 nicht vereinbar sind. 
(2) Wenn die Aufgaben es erfordern, darf nur eine Deutsche oder ein Deutscher im 
Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundgesetzes in ein Beamtenverhältnis beru-
fen werden. 
(3) Ausnahmen von Absatz 1 Nr. 1 und Absatz 2 können nur zugelassen werden, 
wenn 
1. für die Gewinnung der Beamtin oder des Beamten ein dringendes dienstliches 

Interesse besteht oder 
2. bei der Berufung von Hochschullehrerinnen und Hochschullehrern und anderen 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des wissenschaftlichen und künstlerischen 
Personals in das Beamtenverhältnis andere wichtige Gründe vorliegen. 

 

b) Besoldung 

 

§ 31 SHBesG4 Besoldungsordnung W 
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1Die Ämter der Professorinnen und Professoren sowie der Kanzlerinnen und Kanzler 
und ihre Besoldungsgruppen sind in der Besoldungsordnung W (Anlage 2) geregelt. 
2Die Grundgehaltssätze sind in der Anlage 5 ausgewiesen. 3Die Sätze 1 und 2 gel-
ten auch für hauptberufliche Leiterinnen und Leiter sowie Mitglieder von Leitungs-
gremien an Hochschulen, die nicht Professorinnen oder Professoren sind, soweit 
ihre Ämter nicht Besoldungsgruppen der Besoldungsordnungen A oder B zugewie-
sen sind. 
 
§ 32 SHBesG Leistungsbezüge 
(1) 1In den Besoldungsgruppen W 2 und W 3 werden variable Leistungsbezüge nach 
Maßgabe der folgenden Bestimmungen neben dem als Mindestbezug gewährten 
Grundgehalt vergeben: 
1. aus Anlass von Berufungs- und Bleibeverhandlungen, 
2. für besondere Leistungen in Forschung, Lehre, Kunst, Weiterbildung und Nach-

wuchsförderung, 
3. für die Wahrnehmung von Funktionen oder besonderen Aufgaben im Rahmen 

der Hochschulselbstverwaltung oder der Hochschulleitung, für besondere Funk-
tionen in außeruniversitären Forschungseinrichtungen oder Leitungsfunktionen 
in institutionenübergreifenden Gremien. 

2In der Besoldungsgruppe W 1 kann nach zweijähriger Tätigkeit ein Leistungsbezug 
nach Satz 1 Nummer 2 vergeben werden. 3Kanzlerinnen und Kanzler erhalten einen 
Leistungsbezug nach Satz 1 Nummer 3. 
(2) Die Leistungsbezüge nach Absatz 1 nehmen an allgemeinen Besoldungsanpas-
sungen mit dem Prozentsatz teil, um den die Grundgehälter der Besoldungsordnung 
W angepasst werden. 
(3) 1Leistungsbezüge dürfen den Unterschiedsbetrag zwischen den Grundgehältern 
der Besoldungsgruppe W 3 und der Besoldungsgruppe B 10 übersteigen, wenn dies 
erforderlich ist, um eine Professorin oder einen Professor aus dem Bereich außer-
halb der deutschen Hochschulen zu gewinnen oder um die Abwanderung einer Pro-
fessorin oder eines Professors in den Bereich außerhalb der deutschen Hochschu-
len abzuwenden. 2Leistungsbezüge dürfen den Unterschiedsbetrag zwischen den 
Grundgehältern der Besoldungsgruppe W 3 und der Besoldungsgruppe B 10 ferner 
übersteigen, wenn eine Professorin oder ein Professor bereits an ihrer oder seiner 
bisherigen Hochschule Leistungsbezüge erhält, die den Unterschiedsbetrag zwi-
schen den Grundgehältern der Besoldungsgruppe W 3 und der Besoldungsgruppe 
B 10 übersteigen und dies erforderlich ist, um die Professorin oder den Professor für 
eine schleswig-holsteinische Hochschule zu gewinnen oder ihre oder seine Abwan-
derung an eine andere deutsche Hochschule zu verhindern. 3Die Sätze 1 und 2 gel-
ten entsprechend für hauptberufliche Leitung und Mitglieder von Leitungsgremien an 
Hochschulen, die nicht Professorinnen oder Professoren sind, sowie für Professo-
rinnen und Professoren, die die wissenschaftliche Leitung einer außeruniversitären 
Forschungseinrichtung übernehmen. 
 
§ 33 SHBesG Berufungs- und Bleibeleistungsbezüge 
(1) 1Aus Anlass von Berufungs- und Bleibeverhandlungen können Leistungsbezüge 
gewährt werden, soweit dies erforderlich ist, um eine Professorin oder einen Profes-
sor für die Hochschule zu gewinnen (Berufungsleistungsbezüge) oder zum Verblei-
ben an der Hochschule zu bewegen (Bleibeleistungsbezüge). 2Bei der Entscheidung 
hierüber sind insbesondere die individuelle Qualifikation, die besondere Bedeutung 
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der Professur, die Bewerberlage und die Arbeitsmarktsituation in dem jeweiligen 
Fach zu berücksichtigen. 
(2) Berufungs- und Bleibeleistungsbezüge können befristet oder unbefristet verge-
ben werden. 
(3) Neue und höhere Berufungs- und Bleibeleistungsbezüge sollen bei einem Ruf 
einer anderen Hochschule im Inland oder einer Hausberufung frühestens nach Ab-
lauf von drei Jahren seit der letzten Gewährung aus einem solchen Anlass gewährt 
werden. 
(4) Die Gewährung von Bleibeleistungsbezügen setzt voraus, dass die Professorin 
oder der Professor den Ruf einer anderen Hochschule oder das Einstellungsangebot 
eines anderen Arbeitgebers vorlegt. 
 
§ 34 SHBesG Besondere Leistungsbezüge 
(1) Für besondere Leistungen in den Bereichen Forschung, Lehre, Kunst, Weiterbil-
dung oder Nachwuchsförderung, die erheblich über dem Durchschnitt liegen und in 
der Regel über mehrere Jahre erbracht werden müssen, können Leistungsbezüge 
gewährt werden (besondere Leistungsbezüge). 
(2) 1Besondere Leistungsbezüge können als Einmalzahlung oder als monatliche 
Zahlungen für einen Zeitraum von bis zu fünf Jahren befristet vergeben werden. 2Im 
Falle einer wiederholten Vergabe können laufende besondere Leistungsbezüge un-
befristet vergeben werden. 3Unbefristete monatliche besondere Leistungsbezüge 
sind mit einem Widerrufsvorbehalt für den Fall des erheblichen Leistungsabfalls aus-
zustatten. 
 
§ 35 SHBesG Funktionsleistungsbezüge 
(1) 1Leistungsbezüge für die Wahrnehmung von Funktionen oder besonderen Auf-
gaben im Rahmen der Hochschulselbstverwaltung oder der Hochschulleitung (Funk-
tionsleistungsbezüge) werden gewährt 
1. den hauptamtlichen Präsidentinnen und Präsidenten, 
2. den Kanzlerinnen und Kanzlern und 
3. Professorinnen und Professoren, die neben ihren Hochschullehraufgaben das 

Amt einer Dekanin, eines Dekans, einer Prodekanin, eines Prodekans, einer 
Präsidentin, eines Präsidenten, einer Vizepräsidentin oder eines Vizepräsiden-
ten wahrnehmen. 

2Für die Wahrnehmung besonderer Aufgaben im Rahmen der Hochschulselbstver-
waltung oder -leitung können Funktionsleistungsbezüge gewährt werden. 3Das Glei-
che gilt für besondere Funktionen in außeruniversitären Forschungseinrichtungen 
oder Leitungsfunktionen in institutionenübergreifenden Gremien. 
(2) 1Die Bemessung der Funktionsleistungsbezüge richtet sich nach § 21, insbeson-
dere sind die im Einzelfall mit der Aufgabe verbundene Verantwortung und Belastung 
sowie die Größe und Bedeutung der Hochschule zu berücksichtigen. 2Funktionsleis-
tungsbezüge können ganz oder teilweise erfolgsabhängig vereinbart werden. 
(3) Die Höhe der Funktionsleistungsbezüge der Kanzlerinnen und Kanzler bemisst 
sich nach Anlage 9. 
 
§ 37 SHBesG Forschungs-, Lehr- und Transferzulagen 
(1) 1Hochschullehrerinnen und Hochschullehrern der Besoldungsordnung W, die Mit-
tel privater Dritter für Forschungs- und Lehrvorhaben der Hochschule einwerben und 
diese Vorhaben im Hauptamt durchführen, kann für die Dauer des Drittmittelflusses 
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aus diesen Mitteln eine nicht ruhegehaltfähige Zulage gewährt werden, soweit die 
Drittmittelgeberin oder der Drittmittelgeber bestimmte Mittel ausdrücklich zu diesem 
Zweck vorgesehen hat. 2Eine Zulage darf nur gewährt werden, soweit neben den 
übrigen Kosten des Forschungs- und Lehrvorhabens auch die Zulagenbeträge durch 
die Drittmittel gedeckt sind. 3Die im Rahmen des Lehrvorhabens anfallende Lehrtä-
tigkeit ist auf die Lehrverpflichtung nicht anzurechnen. 
(2) Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer der Besoldungsordnung W, deren 
wissenschaftliche Transferleistungen in die Wirtschaft aus Mitteln Dritter prämiert 
werden, kann aus diesen Mitteln eine nicht ruhegehaltfähige Zulage gewährt wer-
den, soweit bei der Prämierung bestimmte Mittel ausdrücklich für diesen Zweck vor-
gesehen worden sind. 
(3) Die Zulagen nach Absatz 1 und 2 dürfen zusammen jährlich 100 % des Jahres-
grundgehalts nach Anlage 5 nicht überschreiten. 
 
§ 38 SHBesG Verordnungsermächtigung 
1Das für das Hochschulwesen zuständige Ministerium wird ermächtigt, im Einver-
nehmen mit dem für das Besoldungsrecht zuständigen Ministerium die Grundsätze 
für die Ausgestaltung der Leistungsbezüge nach den §§ 33 bis 35 sowie die For-
schungs-, Lehr- und Transferzulagen nach § 37 durch Verordnung zu regeln und 
dabei insbesondere Regelungen über 
1. die zuständigen Stellen und das Verfahren, 
2. die Voraussetzungen für die Gewährung, 
3. die Höhe der Leistungsbezüge sowie der Forschungs-, Lehr- und Transferzula-

gen, 
4. die Kriterien für besondere Leistungen nach § 34, 
5. die Ruhegehaltfähigkeit von Leistungsbezügen im Rahmen des § 36 und 
6. die Verpflichtung der Hochschulen, über gewährte Leistungsbezüge und die Zu-

lagen nach § 37 jährlich zu berichten 
zu treffen. 2Die Aufgaben können auf die Hochschulen zur Regelung durch Satzung 
übertragen werden. 
 
Anlage 25 Besoldungsordnung W (SHBesO W) 
 
Besoldungsgruppe W 1 
Professorin oder Professor als Juniorprofessorin oder Juniorprofessor 
 
Besoldungsgruppe W 2 
Professorin oder Professor an einer Fachhochschule 
Professorin oder Professor an einer Kunsthochschule 
Professorin oder Professor an einer Pädagogischen Hochschule 
Universitätsprofessorin oder Universitätsprofessor 
Kanzlerinnen oder Kanzler der Fachhochschulen Flensburg, Lübeck und Westküste, 
der Muthesius-Kunsthochschule und der Musikhochschule 
 
Besoldungsgruppe W 3 
Professorin oder Professor an einer Fachhochschule 
Professorin oder Professor an einer Kunsthochschule 
Professorin oder Professor an einer Pädagogischen Hochschule 
Universitätsprofessorin oder Universitätsprofessor 
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Präsidentin oder Präsident der … 
Kanzlerinnen oder Kanzler der Universitäten und der Fachhochschule Kiel 
Hauptamtliche Vizepräsidentin oder hauptamtlicher Vizepräsident für Medizin der 
Universität zu Lübeck 
Hauptamtliche Dekanin oder hauptamtlicher Dekan der medizinischen Fakultät der 
Christian-Albrechts-Universität zu Kiel 

 

 
 

1 Gesetz über die Hochschulen und das Universitätsklinikum Schleswig-Holstein (Hochschulgesetz – 
HSG) in der Fassung vom 5. Februar 2016, GVOBl. Schl.-H. S. 39; zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 3. Februar 2022, GVOBl. Schl.-H. S. 102. 
2 Landesbeamtengesetz (LBG) vom 26. März 2009, GVOBl. Schl.-H. S. 93; zuletzt geändert durch Arti-
kel 3 des Gesetzes vom 13. Dezember 2023, GVOBl. Schl.-H. S. 634. 
3 Gesetz zur Regelung des Statusrechts der Beamtinnen und Beamten in den Ländern (Beamtensta-
tusgesetz – BeamtStG) vom 17. Juni 2008, BGBl. I S. 1010; zuletzt geändert durch Artikel 5 des Geset-
zes vom 20. Dezember 2023, BGBl. 2023 I Nr. 389. 
4 Gesetz des Landes Schleswig-Holstein über die Besoldung der Beamtinnen und Beamten sowie Rich-
terinnen und Richter (Besoldungsgesetz Schleswig-Holstein – SHBesG) vom 26. Januar 2012, GVOBl. 
Schl.-H. S. 154; zuletzt geändert durch Artikel 1, 3 und 7 des Gesetzes vom 19. Juli 2024, GVOBl. Schl.-
H. S. 649. 
5 Anlage 2: Text gilt seit 01. März 2018.  
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